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nehmigung der an der ſtädtiſchen Realſchule 2. Ordnung beab⸗ 
ſichtigten anderweiten Regulirung mehrerer Lehrerbeſoldungen nicht 
für unbegründet erachten kann, da eine angemeſſene Abſtufung 
der Lehrergehälter an den vom Staate zu unterhaltenden oder 
ſubventionirten Gymnaſien ꝛc. zwar üblich it, indeß durch den 
Remonſtration vom 8. d. M. dient dem Magiſtrate zum Be⸗ Normal⸗Etat vom 20. April 1872 keineswegs vorgeſchrieben wird. 
ſcheide, daß ich auch durch die vorliegenden Anführungen mich Der Normal Etat fordert nur, daß die Beioldungen der 
nicht veranlaßt finden kann, von meiner Verfügung abzugehen. Ober- und der ordentlichen Lehrer der Normal Beſoldungs⸗ 
Wenn es in der Vokation des Lehrers N. heißt, daß er Summe, d. h. der Summe entiprechen follen, welche ſich er: 
verpflichtet ſei zur Vertretung im Falle der Erkrankung eines giebt, wenn man die Zahl der in Betracht kommenden Stellen 
Lehrers oder wenn eine oder die andere Stelle vakant gewor⸗ multiplizirt mit dem Durchſchnittsgehalt von 3150 Mark, und 
den Sei, jo iſt doch nicht ausgeſprochen, daß dieſe Ver— kann hiernach unter Abſtandnahme von einer Abſtufung der 
tretung unentgeltlich geſchehen müſſe. Im erſten Falle Gehälter jeder . ordentlichen Lehrerſtelle das Durch⸗ 

iſt dies allerdings ſelbſtverſtändlich, im andern aber liegt die e Hör a Mark beigelegt werden. 1 
Remuneration aus dem vakanten Gehalte ſo ſehr in der Natur Daß eine derartige Feſtſtellung der Lehrergehälter weder 
der Sache, daß es nicht verftändlich ift, wie der Magiſtrat ſich im Intereſſe der Lehrer. noch der Auſtalt liegt, iſt richtig, und 
zu einem prinzipiellen Widerſpruch hat herbeilaſſen und zugleich es kann er Abſtufung der Beſoldungen, wie ſolche bei den 
folgern können, daß er wöchentlich zur Zahlung von Nemune: aus Staatsfonds ſubventionirten Gymnaſien ꝛc. üblich iſt, nur 
rationen angegangen und event. angehalten werden würde, da. wiederholt den ſtädtiſchen Behörden anempfohlen werden; ein 
vorausſichtlich kein Lehrer auch eine ſtundenweiſe Vertretung Zwang aber darf nach dieſer Richtung hin nicht ausgeübt wer⸗ 
unentgeltlich mehr leiſten würde. Vakanzen treten nicht wö⸗ den, wie dies ſchon aus meiner Verfügung vom 18. Mai 1874 
chentlich ein. U. II. 2178 (Deutſche Schulgeſ. Samml. 1874 No. 40) erſicht⸗ 
Das Recht der ; 8 ? ; lich iſt. Nach Anleitung dieſes Erlaſſes hätte das Königliche 
den Falle 5 . Provinzial-Schulkollegium daher im Wege der gütlichen Vor⸗ 
Verwaltung einer vakanten Lehrerſtelle feſtzuſtellen, ſtellung den Verſuch zur Herbeiführung eines anderweiten Be- 

reſultirt aus den ihr in der Inſtruktion vom 25 Dt. ſchluſſes machen follen. 

tober 1817 bezüglich des Elementarſchulweſens über- Dem Königlichen Provinzial⸗Schulkollegium kann ich daher 
nur anheimgeben, die Angelegenheit im Sinne der vorbemerk⸗ 


tragenen Befugniſſen. 
Der Miniſter der geiſtlichen ten Verfügung zu ordnen und demgemäß den ſtädtiſchen Be⸗ 


Königreich Preußen. 


Miniſterial⸗Erlaß, die Stellvertretung und Remuneration derſel⸗ 
beu bei einer vakanten Lehrerſtelle betreffend. Vom 23. Mai 1868. 


Berlin, den 23. Mai 1868. 
Auf die gegen meine Entſcheidung vom 11. v. M. erhobene 


| 


x. Angelegenheiten. 


An v. Mühler hörden das Geeignete zu eröffnen. 
sn en zu N. E Von der Erledigung der Sache ift mir Anzeige zu machen. 
. N — 7% | Der Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten. 
iniſterial⸗Erlaſſe, die Abſtufung d : 5 Au Im Auftrage: Greiff. 
Unterricht een ee Vun . e r . 
20. September 1876. er FE 
1 7 2 


Berlin, den 20. September 1876. 

i Auf den Bericht vom 15. v. M. erwidere ich dem König⸗ Dem Königlichen Provinzial-Schulkollegium erwidere ich 
lichen Provinzial - Schulkollegium, daß ich die Beſchwerde des auf den Bericht vom 29. v. M., betreffend den Beſoldungs⸗ 
dortigen Magiſtrates vom 21. v. M. wegen verweigerter Ge- Etat au der dortigen ſtädtiſchen Realſchule 2. Ordnung, daß 


Berlin, den 4. Auguſt 1876. 
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ich auch nach nochmaliger Erwägung der in Betracht kommen⸗ 
den Verhältniſſe mich zu meinem Bedauern nicht in der Lage 
befinde, meinen Erlaß vom 4. v. M. — U. II. 4230 — weſent⸗ 
lich zu modifiziren. 
kollegium Bedenken trägt, mit der von dem dortigen Magiſtrate 
angeordneten anderweiten Regulirung einiger Lehrerbeſoldungen 
an der gedachten Anſtalt bezw. mit der Vertheilung der durch 
den Abgang des Dr. N. disponibel gewordenen 600 Mark ſich 
einverſtanden zu erklären, jo verkenne ich nicht, daß möglicher: 
weiſe durch die von dem Magiſtrate angeordnete Gehaltsver⸗ 
beſſerung zweier jüngerer Lehrer Inkonvenienzen herbeigeführt 
werden können. 

Es fehlt jedoch, ſofern nur die Geſammtſumme der Beſol— 
dungen der Ober- und ordentlichen Lehrer dem normalen Durch⸗ 
ſchnittsgehalte entſpricht, an jeder poſitiven Handhabe, um den 
Magiſtrat zu einer beſtimmten, wenn auch materiell zweckmäßi⸗ 
gen Abſtufung der Lehrergehälter zu nöthigen, und dies um ſo 
mehr, als die in Rede ſtehende Anſtalt ausſchließlich aus ſtäd⸗ 
tiſchen Mitteln unterhalten wird und als die von dem Magi⸗ 
ſtrate aus freien Stücken vorgenommene Erhöhung der Lehrer: 
gehälter bis zum Betrage der Normal-Etat⸗Sätze bei einer Real⸗ 
ſchule 2. Ordnung, für welche der Normal⸗Etat von 1872 über⸗ 
haupt keine Geltung hat, als ein Akt beſonderer Liberalität 
erſcheint. 

Dazu kommt, daß das Königliche Provinzial⸗Schulkollegium 
Seine Weigerung, die vom Magiſtrate in Ausſicht genomme⸗ 
nen Gehaltserhöhungen gutzuheißen, lediglich auf Erwägungen 
allgemeiner Natur und auf die Beſorgniß künftigen Mißbrau⸗ 
ches der von dem Magiſtrate in Anſpruch genommenen freieren 
Bewegung ſtützt, ohne die materielle Begründung, durch welche 
der Magiſtrat die von ihm für angemeſſen erachtete Vertheilung 
der in Rede ſtehenden 600 Mark auf die Lehrer A. und Dr. B. 
zu rechtfertigen ſucht, zu bemängeln. Ich vermag unter dieſen 
Umſtänden eine konkrete Schädigung der Anſtalt, welche ein 
Einſchreiten auf Grund der allgemeinen Staatsaufſicht rechtfer⸗ 
tigen könnte, im vorliegenden Falle nicht zu erkennen. 

Dagegen pflichte ich dem Königlichen Provinzial: Schulkol- 
legium darin bei, daß die von dem Magiſtrate in ſeinem Er⸗ 
widerungsberichte vom 7. Mai d. J. gebrauchte Bezeichnung 
der beabſichtigten Gehaltserhöhungen als „perſönliche Zulagen“ 
den Verhältniſſen nicht entſpricht, und daß die Zulage von je 
300 Mark für die Lehrer A. und Dr. B., wie in der Beſchwer⸗ 
devorſtellung des Magiſtrates vom 21. Juni c. richtig geſche⸗ 
ben, als Gehalts⸗Zulage zu bezeichnen iſt. 


Das Königliche Provinzial-Schulkollegium veranlaſſe ich 


Wenn das Königliche Provinzial-Schul⸗ 


demgemäß, den Magiſtrat auf ſeine Beſchwerde vom 21. Juni 
d. J. in meinem Auftrage mit geeigneter Eröffnung zu verſehen 


und von dem Verfügten mir Anzeige zu machen. 
Der Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten. 
x 
Falk. 
An 
De a — — zu N. 


Miniſterial⸗Erlaß, die Reihenfolge der Reviſion der Schullehrer⸗ 
Seminare betreffend. Vom 7. September 1876. 
Berlin, den 7. September 1876. 
Die auf meine Zirkular⸗Verfügung vom 15. März d. J. 
(U. III. 624) erſtatteten Berichte der Königlichen Provinzial⸗ 
Schulkollegien haben übereinſtimmend ergeben, daß die Revi⸗ 


jährigen Turnus ausgeſprochen, der ja auch dem dreijährigen 


Kurſus im Seminare entſpricht. Wo andere Vorſchläge gemacht 
ſind, iſt dies mit Rückſicht auf lokale Verhältniſſe geſchehen. 
Ich ordne daher hiermit an, daß die Seminare in dreijährigem 
Turnus durch den Kommiſſarius des Königlichen Provinzial⸗ 
Schulkollegiums unter Zuziehung des Kommiſſares derjenigen 
Königlichen Regierung bezw. derjenigen Königlichen Regierun⸗ 
gen, für deren Verwaltungsbezirk das Seminar Lehrer ausbil⸗ 
det, revidirt werden und das Königliche Provinzial-Schulkolle⸗ 
gium über die Reviſion unter Beifügung einer Abſchrift des Re⸗ 
viſionsbeſcheides zu berichten hat. 

Wenn das Königliche Provinzial-Schulkollegium in einzel⸗ 
nen Fällen auf Grund ſicherer Kenntniß eines Seminares oder 
etwaiger vorübergehender Ueberbürdung des Departementsra⸗ 


thes von der Reviſion Abſtand nehmen zu dürfen glaubt, jo 


iſt die Ermächtigung dazu bei mir nachzuſuchen. 

Das Königliche Provinzial⸗Schulkollegium wolle die Reihen⸗ 
folge für die Reviſion der Seminare vom nächſten Jahre ab 
feſtſetzen und Anzeige hierher erſtatten. 


An 
die Königlichen Provinzial⸗Schulkollegien zu Berlin, Stettin, 
Poſen, Magdeburg, Hannover, Münſter, Kaſſel. 


Abſchrift erhält das Königliche Provinzial-Schulkollegium 
zur Kenntnißnahme und gleichmäßigen Beachtung mit dem Be⸗ 
merken, daß ich für die dortige Provinz mit Rückſicht auf die 
größere Zahl der Seminare einen vierjährigen Turnus geſtatte. 

An 


die Königlichen Provinzial⸗Schulkollegien zu Königsberg, 
Breslau und Coblenz. 


Abſchrift erhält das Königliche Provinzial⸗Schulkollegium 
zur Kenntnißnahme und Beachtung mit dem Bemerken, daß es 
für die dortige Provinz bei dem unterm 17. Auguſt v. J. an⸗ 
geordneten vierjährigen Turnus bewendet. 

Der Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten. 
Falk. 


An 
das Königliche Provinzial⸗Schulkollegium zu Kiel. 
U. III. 10111. ; . i 


Miniſterial⸗Erlaß, das Rechnungsweſen bei den Seminar- und 
Präparandenanſtalts⸗Kaſſen betreffend. Vom 25. Auguſt 1876. 
Berlin, den 25. Auguſt 1876. 

Mit der von dem Königlichen Provinzial-Schulkollegium 
br. m. eingereichten Inſtruktion für die Kaſſen⸗Verwaltung der 
zum Reſſorte Deſſelben gehörenden Schullehrer-Seminare und 
Schulamts-Präparandenanſtalten bin ich im Allgemeinen ein⸗ 
verſtanden. Ich bemerke jedoch dazu Folgendes: 

1) $. — der Inſtruktion beſtimmt, daß, „wenn die Ueber⸗ 


ſchreitung eines Ausgabe⸗Titels unvermeidlich erſcheine, darüber 


zu berichten und gleichzeitig anzuerkennen ſei, ob, reſp. durch 
welche Erſparniſſe bei anderen, reſp. bei welchen Titeln, die 
Mehrausgabe gedeckt werden könne.“ 

Da nach den Erläuterungen 5 und 6 zu dem mit der Ge⸗ 


neral⸗Verfügung vom 10. Juli v. J. (U. III. 4876 und G. III. 


ſionen der Schullehrer⸗Seminare nach beſtimmtem Turnus noth⸗ 
wendig ſind. Die meiſten Berichte haben ſich für einen drei⸗ 


3281 U. III.) vorgeſchriebenen Abſchluß-Schema A. die einzel⸗ 
nen Ausgabe-Titel ſich nicht mehr übertragen und auch Mehr⸗ 
einnahmen nicht mehr zur Deckung von Mehrausgaben dienen, 
ſo ſetze ich zwar voraus, daß jene Anzeige über etwaige Aus⸗ 
gabe⸗Erſparniſſe nur die Information des Königlichen Provin⸗ 
zial⸗Schulkollegiums über die Lage des Geſammthaushaltes der 
betreffenden Anſtalt bezweckt, mache aber wiederholt darauf auf⸗ 
merkſam, daß zu jeder Ueberſchreitung eines Etats-Titels, auch 
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wenn bei andern Titeln Erſparniſſe, oder wenn Mehreinnah⸗ 
men vorhanden ſind, meine Genehmigung einzuholen iſt. 
2) 8. — lautet: 


den, in der Kaſſe anſammeln, iſt von den der Anſtalt zuſtehen⸗ 
den Zuſchüſſen aus Zentral⸗Fonds immer nur ſoviel einzuzie⸗ 
ei zur Beſtreitung der Ausgaben unumgänglich erforder | 

a Sollten ſich deſſenungeachtet durch Speiſegelder oder ſon⸗ 
ſtige Einnahmen größere Beſtände anſammeln, deren Verwen⸗ 
dung nicht binnen Kurzem zu erwarten ſteht, ſo ſind dieſelben 
gemäß der Entſcheidung des Direktors oder des Dirigenten bei 
der Königlichen Bank oder bei der ſtädtiſchen Sparkaſſe zins⸗ 


bar anzulegen.“ } 


Zur Vermeidung von Zweifeln und unrichtigen Rechnungs⸗ 
Operationen mache ich hier darauf aufmerkſam, daß in ſolchen 
Fällen die Zinſeneinnahme zwar in Einnahme: Zugang zu ſtel⸗ 
len iſt, aber nicht etwa auch zur Erhöhung des betreffenden 
Ausgabe⸗Titels verwendet werden darf, alſo einfach der Staats⸗ 
Kaſſe zu gute geht. 


An 
das Königliche Provinzial⸗Schulkollegium zu N. 


Abſchrift hiervon erhält das Königliche Provinzial⸗Schul⸗ 
kollegium zur Kenntnißnahme, reſp. Nachachtung. 
Der Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten. 


9 Im Auftrage: Greiff. 
8 u 
die anderen Königlichen Provinzial⸗Schulkollegien. 

U. III. 9854. G. III. 


Miniſterial⸗Erlaß, die Beiträge der Arbeits- und Lehrherren zur 

Unterhaltung einer gewerblichen Fortbildungsſchule betreffend. 
8 Vom 4. September 1876. 

Berlin, den 4. September 1876. 

Auf den Bericht vom 18. Oktober v. J., das Statut über 

die Fortbildungsſchule in N. betreffend, eröffnen wir der König⸗ 

lichen Regierung bei Rückſendung des eingereichten Orts⸗Sta⸗ 

tutes, daß die Beiträge, welche den Arbeits. und Lehrherren 

zur Unterhaltung der gewerblichen Fortbildungsſchule in N. 

durch Orts⸗Statut auferlegt werden ſollen, nicht als Schulgeld 

im Sinne der Zirkularverfügung vom 4. März 1871 (Minift.- 


Bl. für die i. Verw. S. 106, Zentral- Bl. f. d. Unterrichts⸗ 


Verw. 1871 S. 200), ſondern als Beiträge im Sinne des Ge- 
ſetzes vom 9. Febr. 1849 §. 57 Nr. 2 aufzufaſſen find. Indem 
dieſe allegirte Vorſchrift des Geſetzes vom 9. Februar 1849 durch 


die Beſtimmungen der Reichsgewerbeordnung vom 21. Juni 1869, 


Bis * ere durch den F. 106 der letzteren nicht außer Kraft ge⸗ 
kann z Br neben der Reichsgewerbeordnung beſtehen 
Ausführun be 2 iſt — Abſatz 1 der Anweiſung zur 
Miniſt ki S. 20 ewerbe- Ordnung vom 4. September 1869 
WMiniſt.⸗Bl. S. 202) —, erſcheint die Beſtimmung des $. 3 des 
Orts⸗Statutes an ſich zuläſſig, nach welcher die Lehr: und Ar⸗ 
beitsherren der nach §. 1 zum Beſuche der Fortbildungsſchule 


verpflichteten Lehrlinge und Arbeiter ſei | 
E gehalten ſein ſollen, zu den 
Unterhaltungskoſten der Anſtalt einen monatlichen Beitrag von 


. eichspfennigen zu zahlen. Ebenſowenig ſind die ferneren 
des er des Status über die exekutiviſche Beitreibung 
ſreiwül den Lehrherren zu zahlenden Beträge und der für den 
ehr a Schulbeſuch Seitens der Arbeitsnehmer zu entrich⸗ 
eo Bade: mit Rückſicht auf §. 59 der Verordnung 

„Februar 1849, bezw. den §. U der Allerhöchſten Ordre 


vom 19. Juni 1836 (Geſ.⸗Samml. S. 198) zu beanftanden. 


Indem ſchließlich darauf aufmerkſam gemacht wird, daß die 
Unterzeichnung des Orts⸗Statutes vom 15. Oktober 1874 durch 


den Gemeinde⸗Vorſtand von N. den anſcheinend fehlenden Be: 
„Damit ſich nicht größere Baarbeſtände, als gebraucht wer⸗ 


ſchluß der Gemeindevertretung, bezw. der Gemeindeverſammlung 
von N. (5. 10 Nr. des Geſetzes über die Gemeindeverfaſſung zc. 
vom 14. April 1856) nicht erſetzen kann, veranlaſſen wir die 
Königliche Regierung, über die Beſtätigung des Statutes nach 
Maßgabe des Vorſtehenden zu befinden. 


An 
die Königliche Regierung zu N. 
Abſchrift erhält die Königliche Regierung ꝛc. zur Kenntniß⸗ 
nahme. 
Der Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten. 


Falk. 
Der Minifter für Handel x. Der Miniſter des Innern. 
Achenbach. Im Auftrage: v. Klützow. 
An 


ſümmtliche Königliche Regierungen (exel. N.), die Kö⸗ 
niglichen Landdroſteien der Provinz Hannover und das 
Königliche Provinzial⸗Schulkollegium hierſelbſt. 
U. II. 4373. M. d. g. A. 
II. 8864. M. d. J. 
IV. 13736. M. f. H. 


Miniſterial Erlaß, die Behörde betreffend, von welcher die Bei. 
legung der Berechtigung für den einjährig- freiwilligen Militär 
dienſt an Unterrichtsanſtalten ausgeht. Vom 19. Oktober 1876. 
Berlin, den 19. Oktober 1876. 
Der Gemeindebeſchluß der ſtädtiſchen Behörden zu N. vom 
27. Juli, 25. Oktober d. J., welchen das Königliche Provin⸗ 
zial⸗Schulkollegium mit dem Berichte vom 29. v. M. eingereicht 
hat, ſetzt mich noch nicht in die Lage, die durch meinen Erlaß 
vom 7. Juli d. J. in Ausſicht geſtellte Anerkennung der hö⸗ 
heren Lehranſtalt zu N. als einer höheren Bürgerſchule auszu⸗ 
ſprechen, ſondern bedarf dazu einiger Berichtigungen und Erz 
gänzungen. | 
Zu den Worten meines Erlaſſes, daß ich unter beſtimmten 
näher bezeichneten Beſtimmungen bereit ſei, die Lehranſtalt zu N. 
als höhere Bürgerſchule anzuerkennen, ſind in dem Gemeinde⸗ 
beſchluſſe folgende Worte hinzugefügt worden: 
„mit der Berechtigung, Befähigungszeugniſſe zum einjäh⸗ 
rigen freiwilligen Militärdienſte an Schüler, welche die 
I. Klaſſe (die jetzige Sekunda) der Anſtalt ein Jahr 
lang mit Erfolg beſucht haben, ertheilen zu dürfen.“ 
Dieſer durch meinen Erlaß nicht gerechtfertigte oder veran⸗ 
laßte Zuſatz beruht auf einem vollſtändigen Verkennen der Sach⸗ 
lage. Durch die meinerſeits erfolgte Anerkennung einer Lehr⸗ 
anſtalt als einer höheren Bürgerſchule iſt darüber nicht entſchie⸗ 
den, ob das Reichskanzler-Amt, welchem die Verfügung über 
die Militärberechtigung zuſteht, die Anſtalt in die Kategorie c. 
des $. 90, 2. der Wehrordnung vom 28. September 1875 ein⸗ 
reiht (d. h. unter diejenigen Anſtalten, an welchen die erfolg⸗ 
reiche Ablegung einer Entlaſſungsprüfung zum einjährig⸗frei⸗ 
willigen Militärdienſte qualifizirt) oder in die Kategorie b. (d. 
h. unter diejenigen Anſtalten, an welchen den Schülern nach 
einjährigem erfolgreichem Beſuche der oberſten Klaſſe auf Be⸗ 
ſchluß der Lehrerkonferenz das Qualifikationszeugniß für den 
einjährig⸗freiwilligen Militärdienſt ausgeſtellt werden darf). Aus 
dem in dem Zentralblatte für das Deutſche Reich 1876 N. 3. 
von dem Reichskanzler⸗Amte unter dem 19. Januar d. J. pu⸗ 
blizirten Verzeichniſſe iſt erſichtlich, daß ein Theil der höheren 
Bürgerſchulen in die Kategorie b., ein anderer in die Katego⸗ 
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rie c. eingereiht iſt, alſo keinesfalls die Anerkennung einer Lehr⸗ 
anſtalt als einer höheren Bürgerſchule die Angehörigkeit derfel- | 
ben zur Kategorie b. einſchließt, wie die ſtädtiſchen Behörden 
zu N. ſcheinen angenommen zu haben. Nach den maßgeben⸗ 
den Grundſätzen würde ich, falls die in meinem Erlaſſe vom 
7. Juli d. J. geſtellten Bedingungen erfüllt find, mit meiner 
Anerkennung der Anſtalt als einer höheren Bürgerſchule dieſelbe 
dem Reichskanzler-Amte nur zur Aufnahme in die Kategorie e. 
des Verzeichniſſes anmelden, dagegen zur Erhebung in die Ka⸗ 
tegorie b. erſt dann empfehlen können, wenn einerſeits in Be⸗ 
treff der Ausſtattung und Dotirung der Anſtalt die für Oſtern 
1878 übernommenen Verpflichtungen wirklich erfüllt, anderer⸗ 
ſeits die jetzt nur nothdürftig genügenden Leiſtungen der Schule 
zu befriedigender Sicherheit gelangt ſind. 

Hiernach kann dem mir vorgelegten Gemeidebeſchluſſe über⸗ 
haupt keine Folge gegeben werden, bevor die Worte „mit der 
Berechtigung — ertheilen zu dürfen“ einfach beſeitigt ſind. 

. 

Der Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten. 
Falk. 


An 
das Königliche Provinzial⸗Schulkollegium zu N. 
U. II. 5652. 


| 


Miniſterial⸗Erlaß, die rechnungsmäßige Behandlung der Gebüh⸗ 
ren bei den Prüfungen der Rektoren u. ſ. w. betreffend. 
Vom 20. Oktober 1876. 

Berlin, den 20. Oktober 1876. 

Dem Königlichen Provinzial⸗Schulkollegium eröffne ich auf 
den Bericht vom 4. d. M., daß die bei den Prüfungs-Kommiſ⸗ 
fionen für Lehrer an Mittelſchulen und für Rektoren, ſowie für 
Lehrerinnen und Schulvorſteherinnen eingehenden Brüfungsge: 
bühren nicht zu einem Provinzialfonds zu vereinigen, ſondern 
für jede Kommiſſion getrennt zu behandeln ſind. 

Hinſichtlich des aus den Vorjahren vorhandenen Beſtan- 
des an Prüfungsgebühren genehmige ich, daß derſelbe ledig— 
lich bei der dortigen Regierungs⸗Hauptkaſſe als Einnahme und 
— nach Maßgabe der Beſtimmungen der Zirkular-Verfügung 
vom 24. Auguſt d. J. (U. II. 2011 G. III. 2366) — als Aus⸗ 
gabe nachgewieſen werde Dieſe Erleichterung des rechnungs⸗ 
mäßigen Nachweiſes hindert ſelbſtverſtändlich nicht, bei der Dis⸗ 
poſition über den gedachten Beſtand auch Mitglieder von Kom⸗ 
miſſionen außerhalb des Regierungsbezirkes N. zu berückſichtigen. 
= Der Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten. 

In Vertretung: Sydow. 


An 
das Königliche Provinzial⸗Schulkollegium zu N. 
U. II. 5766. G. III. 


— 


Miniſterial⸗Erlaß, die Ausſtellung der Unabkömmlichkeits⸗Atteſte 
für den Fall der Einberufung der Reſerve ꝛc. im Reſſort der 
geiſtlichen und Unterrichts⸗Verwaltung betreffend. 

Vom 4. Oktober 1876. 

Berlin, den 4. Oktober 1876. 

Mit Bezug auf §. 20 Nr. 2 a. der Kontrol-Ordnung (II. 
Thl. der deutſchen Wehrordnung), wonach auch einzeln ſtehende 
Geiſtliche und Volksſchullehrer mit Unabkömmlichkeits-Atteſten 
für den Fall der Einberufung der Reſerve, Land- und Seewehr 
verſehen werden können, beſtimme ich hiermit im Einverſtänd⸗ 
niſſe mit dem Herrn Kriegs-Miniſter, daß dieſe Atteſte hinſicht⸗ 
lich der einzeln ſtehenden Geiſtlichen der nach §. 13 Nr. 5 a. 
a. O. in Betracht kommenden Religionsgeſellſchaften bei dem | 
Ober- Präfidenten, hinſichtlich der Volksſchullehrer bei den Kö- 


niglichen Regierungen, in der Provinz Hannover bei den Konz 
ſiſtorial⸗Behörden, nachzuſuchen und von dieſen Behörden geeig⸗ 
neten Falls zu ertheilen ſind. 

Die Ausſtellung der Unabkömmlichkeits-Atteſte für ſämmt⸗ 
liche Beamte meines Reſſortes mit Ausnahme der Volksſchulleh⸗ 
rer erfolgt auch in Zukunft nach Maßgabe der beſtehenden Vor⸗ 
ſchriften durch die Miniſterial⸗Inſtanz. 

Der Minifter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten. 
Falk. 
An 5 
die Königl. Herren Ober- Präfidenten, die Königlichen 
Regierungen, Konſiſtorien. Provinzial⸗Schulkollegien, 


Univerſitäts⸗Kuratorien ꝛc. 
G. III. 5166. U. M. 3998. 


Verfügung des Königlichen Provinzial⸗Schulkollegiums zu Hanno⸗ 
ver, die Verlegung des Etatsjahres bei der Provinzial-Elemen- 
tarlehrer-Wittwen- und Waiſenkaſſe betreffend. 

Vom 11. Dezember 1876. 

Hannover, den 11. Dezember 1876. 

Nachdem zur Ausführung des Geſetzes vom 29. Juni die⸗ 
ſes Jahres (Geſetz-Sammlung Seite 177), wonach das Etats⸗ 
jahr für den Staatshaushalt-Etat vom 1. April 1877 ab mit 
dem 1. April beginnen und mit dem 31. März jeden Jahres 
ſchließen ſoll, ſeitens des Herrn Finanz-Miniſters durch Erlaß 
vom 4. September d. J. I. 12,532 für ſämmtliche Königliche 
Kaſſen und für die Verwaltung der Staats⸗Nebenfonds, ſowie 
der mit den Staatskaſſen im Zuſammenhange ſtehenden Inſti⸗ 
tuten⸗Kaſſen beſtimmt worden iſt, daß das Vierteljahr vom 1. 
Januar bis 31. März 1877 als eine vollſtändig für ſich ab⸗ 
geſchloſſene Etats: und Rechnungsperiode zu behandeln, für 
daſſelbe beſondere Kaſſenbücher anzulegen, demnächſt beſondere 
Finalabſchlüſſe anzufertigen und beſondere Rechnungen zu le— 
gen ſeien, hat der Herr Miniſter der geiſtlichen, Unterrichts- und 
Medizinal- Angelegenheiten laut Verfügung vom 25. v. M. G. 
III. 7652 angeordnet, daß auch für die Elementarlehrer-Witt⸗ 
wen⸗ und Waiſenkaſſe der Provinz Hannover das Etats- und 
Rechnungsjahr verlegt werde und auf dieſelbe die Beſtimmun⸗ 
gen des oben gedachten Erlaſſes vom 4. September d. J. zur 
analogen Anwendung kommen ſollen. 

Damit die für das Vierteljahr vom 1. Januar 31. März 
1877 abzulegende beſondere Stückrechnung vollſtändig für ſich 
abſchließt, ſollen am 1. Januar 1877 alle laufenden Einnahmen 
an Stellen⸗ und Gemeindebeiträgen ꝛc. nicht für ein halbes 
Jahr pränumerando, ſondern nur für das erſte Quartal 1877 
erhoben und ebenſo alle laufenden Ausgaben an Penſionen ac. 
nur für ein Quartal geleiſtet werden. - 

Es ift ferner von dem Herrn Minifter beſtimmt worden, 
daß mit dem 1. April 1877 beginnend die halbjährlichen Ter⸗ 
mine für die Erhebung der laufenden Beiträge ꝛc. und für die 
Zahlung der laufenden Penſionen ꝛc. vom 1. Januar und 1. 
Juli auf den 1. April und reſp. 1. Oktober jeden Jahres zu 


verlegen ſind, ſo daß von dem bezeichneten Termine an alle 


Hebungen und Zahlungen wiederum halbjährig und in halb⸗ 
jährlichen Raten erfolgen. 

Hiernach ändern ſich vom betreffenden Zeitpunkte ab die 
im Statute vom 16. September 1874 bemerkten Termine in 
folgender Weiſe: 

im 5. 92, Zeile 24 und im 8. 9°, Abſatz 2, Zeile 7 heißt 
es künftig ſtatt Januartermin bezw. 1. Januar, „Apriltermin“ 
bezw. „1. April;“ 

im $. 93, Abſatz 2, Zeile 2 und 3 und Zeile 9, im $. 94, 
Zeile 4, im §. 10, Abſatz 2, Zeile 1, 2 und 4, im §. 11, 
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Abſatz 2, Zeile 2, im g. 13, Abſatz 3, Zeile 2, im g. 18, Ab- 
ſatz 5, Zeile 8, im g. 29, Abſatz 2, Zeile 9 treten die Fällig⸗ 
keitstermine 1. April und 1. Oktober durchweg an die Stelle 
der bisherigen Termine 1. Januar und 1. Juli; 

im 5. 29, Abſatz 1, Zeile 2 und 3 find für Dezember und 
Juni die Termine „März und September“ zu ſetzen, ebenda: 
ſelbſt Zeile 7 für Januar und Juli⸗ Termin „April- und Ok 
lober⸗Termin“; imgleichen im §. 30, Zeile 3 und 4 ftatt 1. Fe⸗ 
bruar und 1. Auguſt, „1. Mai und 1. November,“ ebenſo im 
9. 31, Zeile 4 ſtatt 15. Januar und 15. Juli, „15. April und 
15. Oktober;“ 

im g. 32, Abſatz 2, Zeile 4 ftatt 31. März, 30. Juni und 
im . 33, Zeile 4 ſtatt 1. April, 1. Juli. 
Königliches Provinzial⸗Schul⸗Kollegium. 


Regulativ für den Geſchüftsgang bei dem Ober⸗Verwaltungsge⸗ 
richte. Vom 27. Dezember 1875. 

Bis zur Eintheilung des Ober⸗Verwaltungsgerichtes in Se⸗ 
nate gelten für den Geſchäftsgang bei demſelben nachſtehende 
Vorſchriften. 

§. 1. (Sitzungen des Ober-Verwaltungsgerich— 
tes.) Das Ober⸗Verwaltungsgericht verſammelt ſich an regel- 
mäßigen im Voraus beſtimmten Sitzungstagen, vorbehaltlich 
der Anberaumung außerordentlicher Sitzungen, ſofern die Um⸗ 
ſtände es erfordern. 

8.2. (Leitung des Verfahrens.) Verfügungen, welche, 
ohne der ſachlichen Entſcheidung vorzugreifen, lediglich die Lei⸗ 
tung des Verfahrens vor dem Ober-Verwaltungsgerichte bezwek⸗ 


ken oder zur Vorbereitung der ſachlichen Entſcheidung dienen, 


können, ſofern nicht über den Widerſpruch einer Partei zu ent⸗ 
ſcheiden iſt, oder ein beſonderes Bedenken obwaltet, oder der 
Präſident den Vortrag angeordnet hat, von dem Dezernen⸗ 


ten, unter Zuſtimmung des Präſidenten, ohne Vortrag erlaſſen 


werden. 

Der Vortrag, wenn er erforderlich iſt, wird von den De⸗ 
zernenten in der Sitzung des Gerichtshofes mündlich erſtattet. 

$. 3. Der Präſident leitet die Verhandlungen und Bera- 
thungen in den Sitzungen des Gerichtshofes; er ſtellt die Fra- 
gen und ſammelt die Stimmen. 

Im Falle einer Meinungsverſchiedenheit über die Stellung 


der Fragen oder über das Ergebniß der Abſtimmung entſchei— 
det der Gerichtshof. 


F. 4. Die Abſtimmungen erfolgen in der nachſtehenden 
Reihenfolge: 


25 Zuerſt ſtimmt der Dezernent oder Referent (wenn ein ſol— 


mung nach 


ter jo zwar, daß das jüngſte Mitglied zuerft ſtimmt. Der Prä⸗ 
ſident giebt ſeine Stimme zuletzt 2 a 2 


9.5. (Im mündlichen Verfahren zu erledigende 


Spruchſachen.) Bei den im mündlichen Verfahren zu erledi⸗ 


genden Spruchſachen wird von dem Präſidenten ein Referent 


And nach Befinden ein Korreferent ernannt. Nachdem dem Prä— 
ſidenten 


derſelbe 


ſchleunige Sachen bleibt es jedoch dem Ermeſſen des Präſidenten 


überlaſſen, den Termin vor Anfertigung des Referates anzu 
beraumen. : 


en dem Dienſtalter als Mitglied des Ober-Verwal⸗ 
tungsgerichtes und bei gleichem Dienſtalter nach dem Lebensal-⸗ 


das Referat bezw. Korreferat zugegangen iſt, beraumt 
den Termin zur mündlichen Verhandlung an; für 


Preußen: Geſchäftsgang bei dem Ober⸗Verwaltungsger. V. 27. Dez. 1875. 42 


8. 6. Die zur mündlichen Verhandlung gelangenden Sa: 
chen werden in der durch den Präſidenten beſtimmten, durch 
Aushang vor dem Sitzungszimmer bekannt zu machenden Rei⸗ 
henfolge erledigt. 

Vor jeder Sitzung hat der Präſident den betreffenden Reſ⸗ 
ſort⸗Miniſtern, behufs Beſchlußnahme über die Beſtellung eines 
Kommiſſares zur Wahrnehmung des öſſentlichen Intereſſes, ein 
Verzeichniß der in der Sitzung zur mündlichen Verhandlung 
gelangenden ſtreitigen Verwaltungsſachen, welches die Namen 
der Parteien und eine kurze Bezeichnung des Streitgegenſtan⸗ 
des enthält, rechtzeitig zuzuſtellen. Auf Verlangen ſind den 
Reſſort-Miniſtern auch einzelne Aktenſtücke, ſowie in den Fäl⸗ 
len, in denen ein beſonderer Kommiſſar nicht beſtellt war, Ab⸗ 
ſchriften der ergangenen Endurtheile mitzutheilen. 

F. 7. Bleiben im Termine beide Parteien aus, jo wird das 
Sachverhältniß durch den Referenten vorgetragen. Daſſelbe ge= 
ſchieht, wenn nur eine Partei erſcheint; der letzteren iſt nach dem 
Vortrage des Referenten das Wort zu geben. Sind beide Par⸗ 
teien erſchienen, ſo hängt es von dem Ermeſſen des Präſidenten 
ab, den Vorträgen derſelben die Darſtellung des Sachverhaltes 
vorangehen bezw. dieſe Vorträge ergänzen zu laſſen. 

§. 8. Die Berathung des Gerichtshofes beginnt mit dem 
Vortrage des Referenten und des etwa ernannten Korreferen⸗ 
ten. Dieſelbe erfolgt ohne Zuziehung eines Protokollführers. 

8.9. Bei den Beſchlüſſen, welche auf Grund einer münd⸗ 


lichen Verhandlung erlaſſen werden, dürfen nur Mitglieder mit⸗ 


wirken, vor welchen die mündliche Verhandlung ſtattgefunden hat. 
§. 10. Der Präſident verkündigt die ergangene Entſchei⸗ 
dung durch Vorleſung der Urtheilsformel. Nach Befinden des 
Gerichtshofes kann die Verkündigung der Entſcheidung bis auf 
die nächſte regelmäßige Sitzung ausgeſetzt werden. Zu letzterer 
werden die erſchienenen Parteien mündlich vorgeladen; einer 
Vorladung der ausgebliebenen Parteien bedarf es nicht. 

Wird die Verkündigung der Entſcheidungsgründe für ange⸗ 
meſſen erachtet, jo erfolgt fie durch Vorleſung der Urtheils- 
gründe oder durch mündliche Mittheilung des weſentlichen 
Inhaltes. 

Aus beſonderen Gründen kann der Gerichtshof beſchließen, 
die mit Gründen verſehene Ausfertigung der Entſcheidung den 
Parteien und dem Kommiſſar zur Wahrnehmung des öffentlichen 
Intereſſes an Stelle der Verkündigung zuſtellen zu laſſen. 

§. 11. Im Eingange eines jeden Endurtheiles find die 
Mitglieder namentlich aufzuführen, welche an der Entſcheidung 


Theil genommen haben. 


Auch iſt in jedem Urtheile der Tag der Sitzung zu bezeich⸗ 


nen, in welcher die Entſcheidung erfolgt iſt. 
feen if), nach dem Reſerenten der etwa ernannte Korre⸗ | 
im Mebrigen beſtimmt ſich die Reihenfolge der Abſtim:⸗ 


§. 12. Für die Akten des Berwaltungsgerichtes, welches in 
erſter Inſtanz entſchieden hat, wird eine Ausfertigung des End⸗ 
urtheiles ertheilt. 

Außerdem wird von jedem in der Reviſions⸗Inſtanz ergan⸗ 
genen Endurtheile dem betreffenden Bezirksverwaltungsgerichte 
eine Abſchrift zugefertigt. 

§. 13. (Vollziehung der Urſchriften der En dur⸗ 
theile, Beſchlüſſe ꝛc.) Unbeſchadet der Beſtimmung des §. 45 
des Geſetzes vom 3. Juli 1875 erfolgt die Vollziehung der 
Urſchriften der Beſchlüſſe des Ober-Verwaltungsgerichtes, ins— 
beſondere der Endurtheile, durch diejenigen Mitglieder, welche 
an der Beſchlußfaſſung Theil genommen haben. 

In den Fällen des §. 2 genügt die Vollziehung der Ur⸗ 
ſchriften der Beſchlüſſe durch den Präſidenten und den Dezer⸗ 
nenten. ; 
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Iſt ein Mitglied an der Unterſchrift verhindert, ſo iſt der 
Grund der Verhinderung anzugeben und von dem Präſidenten 
zu beſcheinigen. 

8.14. (Form der Ausfertigung der En durtheile, 
Beſchlüſſe ꝛc.) Der Gerichtshof erläßt alle Endurtheile, Be⸗ 
ſchlüſſe, Verfügungen, Berichte, Requiſitionen u. ſ. w. unter dem 
Namen „Königliches Ober⸗Verwaltungsgericht“. Die Reinſchrif⸗ 
ten werden von dem Präſidenten vollzogen. 

Für prozeßleitende und ähnliche Verfügungen iſt die Be⸗ 
glaubigung durch einen Subalternbeamten genügend. 

§. 15. Die förmlichen Ausfertigungen, insbeſondere die der 
Endurtheile, enthalten neben dem Siegel des Gerichtshofes die 
Schlußformel: 

„Urkundlich unter dem Siegel des Königlichen Ober⸗ 
Verwaltungsgerichtes und der verordneten Unterſchrift.“ 

Die Ausfertigungen der Endurtheile werden mit der Ueber⸗ 
ſchrift verſehen: 

„Im Namen des Königs.“ 

§. 16. (Siegel.) Das Ober⸗Verwaltungsgericht führt 
ein größeres und ein kleineres Siegel, entſprechend den Siegeln, 
welche gemäß den Beſtimmungen unter Nr. III. und VII. des 
Reglements über die Anwendung des größeren, mittleren und 
kleineren Königlichen Wappens vom 9. Januar 1817 (Geſ. S. 
Seite 26) von dem Ober⸗Tribunal geführt werden. 

Die Siegel ſind mit der Umſchrift: 

„Königlich Preußiſches Ober-Verwaltungsgericht.“ 
zu verſehen. 

Das größere Siegel wird nur bei den förmlichen Ausfer: 
tigungen, insbeſondere der Endurtheile gebraucht. 

Das Präſidium bedient ſich des kleineren Siegels mit der 
Umſchrift: 


„Präſidium des Königl. Preußiſchen Ober⸗Verwaltungsgerichtes.“, 


der Kommiſſar des Gerichtshofes des kleineren Siegels mit der 
Umſchrift: 
„Königlich Preußiſches Ober-Verwaltungsgericht. 
Kommiſſions⸗Siegel.“, 


das Sekretariat eines Siegels mit dem Königlichen Adler und 


der Umſchrift: ; En 
„Sekretariat des Königlich Preußiſchen 


Ober⸗Verwaltungsgerichtes.“ 


§. 17. (Behändigung der Ausfertigung der End⸗ 


urtheile, Beſchlüſſe ꝛc.) Soweit nicht das Geſetz ein an⸗ 


deres beſtimmt, erfolgen die von Seiten des Ober⸗Verwaltungs⸗ 
gerichtes zu bewirkenden Zuſtellungen in der Regel durch die 
Poſt. Steht ein Termin oder eine Friſt in Frage, ſo iſt ein 
Behändigungsſchein zu den Akten zu bringen. 

8.18. (Ferien.) Das Ober⸗Verwaltungsgericht hält Fe⸗ 
rien während der Monate Juli und Auguſt. 

In der Ferienzeit fallen die regelmäßigen Sitzungen aus, 
es müſſen jedoch während derſelben immer wenigſtens fünf Mit⸗ 
glieder zur Erledigung ſchleuniger Angelegenheiten am Sitze 
des Gerichtes anweſend ſein oder in ſolcher Nähe deſſelben ſich 
aufhalten, daß ſie auf erfolgte Einladung innerhalb 48 Stun⸗ 
den zu einer Sitzung erſcheinen können. 

Auf den Lauf der geſetzlichen Friſten ſind die Ferien ohne 
Einfluß. d 

8.19. (Beurlaubung.) Außer der Ferienzeit darf der 
Präſident ſich nicht über acht Tage ohne Urlaub des Miniſters 
des Innern vom Sitze des Gerichtes entfernen. Die anderen 
Mitglieder des Gerichtshofes dürfen außer der Ferienzeit ſich 


gelmäßigen Sitzungen beſtimmten Tage ohne Urlaub vom Sitze 


des Gerichtes entfernen. Die Ertheilung des Urlaubes an dieſe 
Mitglieder ſteht bis zur Dauer von ſechs Wochen dem Präſi— 
denten, über dieſe Dauer hinaus dem Miniſter des Innern zu. 

§. 20 (Präſidial-⸗Befugniſſe.) Dem Präſidenten liegt 
die Leitung und Beaufſichtigung des geſammten Geſchäftsgan— 


ges ob. Der Präſident öffnet die unter der Adreſſe des Ge- 


richtshofes eingehenden Sendungen, verſieht dieſelben mit dem 
Tage des Einganges, vertheilt die Geſchäfte, ernennt die Dezer⸗ 
nenten, Referenten und Korreferenten, zeichnet die Konzepte al⸗ 
ler Verfügungen u. ſ. w. und beſtimmt die Sitzungstage. Er 
verfügt — und zwar entweder ſelbſt oder mit Zuziehung eines 
Dezernenten, in wichtigeren Fällen aber nach Berathung mit dem 
Kollegium — in den das Ober-Verwaltungsgericht als ſolches 
betreffenden Angelegenheiten, ſowie in allen Verwaltungsange— 
legenheiten, insbeſondere in denjenigen, welche das Etatsweſen, 
die nöthigen Anſchaffungen, die Erhaltung der Geſchäftsräume, 
die Anlegung und Vervollſtändigung der Bibliothek und der⸗ 
gleichen betreffen, und erläßt die in Bezug auf die Führung der 
Geſchäftskontrolen erforderlichen äußeren Anordnungen. Er er⸗ 
nennt ferner die Subaltern- und Unterbeamten, überwacht die 


Dienſtführung derſelben, vertheilt unter ſie die Geſchäfte, erläßt 
für dieſe Beamten die nöthigen Inſtruktionen, ertheilt ihnen Ur⸗ 


laub und übt über ſie die Disziplin nach Maßgabe der Beſtim⸗ 
mungen des Geſetzes, betreffend die Dienſtvergehen der nicht 
richterlichen Beamten vom 21. Juli 1852 (Geſ. S. Seite 465). 

§. 21. (Vertretung des Präſidenten.) Den Präſi⸗ 
denten vertritt in Verhinderungsfällen dasjenige Mitglied des 
Ober⸗Verwaltungsgerichtes, welches das gedachte Amt am läng⸗ 
ſten bekleidet, und bei gleichem Dienſtalter dasjenige, welches 


der Geburt nach das älteſte iſt. 


8.22. (Geſchäftsjahr. Geſchäftsbericht.) Das Ge- 
ſchäftsjahr des Ober-Verwaltungsgerichtes beginnt mit dem 1. 
Dezember und endigt mit dem 30. November. 

Am Schluſſe des Geſchäftsjahres hat das Ober-Verwaltungs⸗ 
gericht dem Miniſter des Innern eine Ueberſicht der erledigten 
Geſchäfte einzureichen. 

Das vorſtehende, von dem Ober-Verwaltungsgerichte ent⸗ 
worfene Regulativ wird hiermit auf Grund des §. 30 des-Ge⸗ 
ſetzes vom 3. Juli 1875 beſtätigt. 

Berlin, den 27. Dezember 1875. 

Königliches Staats-Miniſterium. 


Fürſt v. Bismarck. Camphauſen. Gr. Eulenburg. 
Dr. Leonhardt. Falk. v. Kameke. Achenbach. 
Friedenthal. 


St. M. Nr. 2530. 


Königreich Sachſen. 
Bekanntmachung, den Lehrplan für den Unterricht in der Reli⸗ 
gions⸗ und Sittenlehre in Volsſchulen betreffend. 
Vom 27. November 1876. 

Das Miniſterium des Kultus und öffentlichen Unterrichtes 
hat in Gemäßheit von §. 37, Punkt 11 des Geſetzes, das Volks⸗ 
ſchulweſen betreffend, vom 26. April 1873 (Deutſche Schulge⸗ 
jeß.-Samml. Jahrg. 1873 No. 24 und ff.) nach erfolgter Ver⸗ 
nehmung mit dem evangeliſch-lutheriſchen Landeskonſiſtorium 
und dem apoſtoliſchen Vikariate einen Lehrplan für den Unter⸗ 
richt in der Religions- und Sitteulehre in Volksſchulen aufs 


nicht über drei Tage und jedenfalls nicht an einem für die re⸗ geſtellt. 


a 
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Dieſer Lehrplan wird andurch mit dem Verordnen, daß 


der Volksſchul⸗Religionsunterricht von Oſtern 1877 an nach . 
ſchluß des Lehrſtückes von der Beichte ab. 


demſelben einzurichten iſt, zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 
Dresden, am 27. November 1876. 
Miniſterium des Kultus und öffentlichen Unterrichtes. 


Dr. v. Gerber. 5 
Fiedler. 


Lehrplan für den Unterricht in der Religions- und Sittenlehre in 
Volksſchulen. 

i Der Religionsunterricht hat die Aufgabe, den religiös-fitt- 

lichen Sinn der Schuljugend durch Einführung in Geſchichte 

und Lehre der chriſtlichen Religion zu entwickeln und zu fördern. 

Wo derſelbe in gegliederten Schulen bisher für Kinder 
der beiden erſten Schuljahre in Verbindung mit dem An⸗ 
ſchauungsunterrichte betrieben worden iſt, bewendet es zur Zeit 
bei der beſtehenden Einrichtung. 

Auch iſt für die Elementarklaſſe gegliederter Schulen zwar 
nachgelaſſen, den Religionsunterricht in beſonderen Lektionen 
erſt nach Ablauf der Sommerferien zu beginnen, doch darf es 
5 religiöſer Unterweiſung von Anfang der Schulzeit an nicht 
ehlen. 

1. Der evangeliſche Religionsunterricht. 

Der evangeliſche Religionsunterricht umfaßt bibliſche Ge: 
ſchichte bezw. Bibelerklärung und Katechismuslehre. 


Als Lehrmittel ſind die Bibel, eine Sammlung bibliſcher 


Geſchichten, das Gemeindegeſangbuch, der kleine Katechismus 
Luthers und ein Spruchbuch zu benutzen. 

a) Bibliſche Geſchichte und Bibelerklärung. 

Bibliſche Geſchichten des alten und neuen Teſtamentes bil⸗ 
den während der vier erſten Schuljahre die Grundlage des Ne: 
ligionsunterrichtes; doch find bei Behandlung derſelben geeig— 
nete Bibelſprüche, Liederverſe, Katechismusabſchnitte und Gebete 
zu benutzen und in mäßiger Anzahl einzuprägen. — Wöchent⸗ 
lich 3 bez. 2 Stunden. 

Während der folgenden Schuljahre wird in zweijährigen, 
bei mehrklaſſigen Schulen entſprechend ſich erweiternden Lehr⸗ 
kurſen unter Hervorhebung des Lebens Jeſu und der Apoſtel⸗ 
zeit eine zuſammenhängende Darſtellung der Heilsgeſchichte gege⸗ 
ben; mit derſelben iſt Lektüre und Erklärung ausgewählter 
Schriftabſchnitte, jowie das Hauptſächlichſte aus der Bibelkunde 
in organiſche Verbindung zu bringen. Vor den kirchlichen Fe⸗ 
ſten gelangen die bezüglichen Feſtgeſchichten zur Beſprechung. — 
Wöchentlich 2 Stunden. 

Der Entwickelungsgang der chriſtlichen Kirche in ſeinen 


— 


Hauptmomenten wird der Regel nach innerhalb des Geſchichts- 


521 dargeſtellt; indeſſen ſoll nicht ausgeſchloſſen ſein, 
5 192 ‚everten Schulen den bibliſchen Lehrſtoff dergeſtalt zu 
vertheilen, daß für die erſte Klaſſe beſondere Stunden zur Vor⸗ 


führung lebensvoller Bilder aus der Kirchengeſchichte gewonnen 
werden. 


N b) Katechismuslehre. 
Katechismuslehre in beſonderen Lektionen iſt für diejenigen 


Klaſſen anzuſetzen, welche auf die vier letzten Schuljahre ber | 


rechnet ſind. 


„Durch dieſen Unterricht ſollen die Kinder nach dem kleinen 


dalle nus Luthers unter fortgehender Bezugnahme auf die 
beilige Schriſt, die Religionsgeſchichte, das Kirchenlied und die 


Erfahrung im Leben in die I) ü i ils⸗ 
3 auptſtücke der evangeliſchen Heils⸗ 
lehre eingeführt werden. 


| 
| 


Der Unterricht hält in der Regel zweijährige, bei geglie⸗ L N 
derten Schulen ſich erweiternde Lehrkurſe ein, erſtreckt ſich vor- chen Kirche unter Hinweis auf den geſchichtlichen Zuſammen⸗ 


nehmlich auf die drei erſten Hauptſtücke des Katechismus, ſchließt 
mit einer kürzeren Beſprechung der beiden Sakramente mit Ein⸗ 


Im Anſchluß an den Katechismusunterricht find die fünf 
Hauptſtücke, die erforderlichen Bibelſtellen und eine Anzahl her: 
vorragender Kirchenlieder, bei deren Vertheilung auf das Schul⸗ 
jahr auch die kirchlichen Feſtzeiten berückſichtigt werden ſollen, 
ohne das Gedächtniß zu beſchweren, nach und nach jeft ein⸗ 


zuprägen. 


Die nähere Feſtſtellung des in allen evangeliſchen Volks⸗ 
ſchulen mindeſtens zu bewältigenden religibſen Memorirſtoffes 
bleibt vorbehalten. b 

2. Der katholiſche Religions unterricht. 

Der katholiſche Religionsunterricht umfaßt bibliſche Ge⸗ 
ſchichte bez. Perikopenerklärung, Katechis muslehre 
und Kirchengeſchichte. 

Als Lehrmittel ſind der kleine bez. der größerere Diöze⸗ 
ſankatechismus, ſowie eine Sammlung bibliſcher Geſchichten zu 
benutzen. 

a) Bibliſche Geſchichten und Perikopenerklärung. 

In den Elementarklaſſen wird mit einem religibſen Anz 
ſchauungsunterrichte begonnen. Durch denſelben ſollen die Schul: 
kinder mit den einfachſten bibliſchen Erzählungen vorzugsweise 
aus dem Leben der Patriarchen und Jeſu Chriſti, mit den An⸗ 
fangsgründen des Katechismus, mit den ihnen nahe liegenden 
Erſcheinungen des chriſtlichen Lebens in Haus, Schule und 
Kirche, ſowie mit den in dieſen Lebenskreiſen begründeten ſitt⸗ 
lich⸗religiöſen Verpflichtungen und Uebungen bekannt gemacht 
werden. Leicht faßliche Verſe und Sittenſprüche werden gelernt. 
— Wöchentlich 2 bez. 1 Stunde. 

In den Mittel-, beſonders aber in den Oberklaſſen ift die 
bibliſche Geſchichte unter Hervorhebung der Perſon Chriſti in 
größerer Ausführlichkeit zuſammenhängend und mit ſteter Hin⸗ 
weiſung auf die Beziehungen des alten und neuen Teftamentes - 
zu einander, auf den Katechismus und das Leben zu behan: 
deln. — Wöchentlich 1 Stunde. 

Für die Oberklaſſen findet der bibliſche Geſchichtsunterricht 
durch die Perikopenerklärung, bei welcher nicht allein auf das 
Verſtändniß des bibliſchen Ausdruckes, ſondern auch und vor⸗ 
nehmlich auf die Erkenntniß der in den Evangelien und Epi⸗ 
ſteln enthaltenen Hauptwahrheiten hingewirkt werden ſoll, ſeine 
Ergänzung. — Wöchentlich 1 bez. ½ Stunde. 

Lehrkurſe zweijährig. 

b) Katechismuslehre. 

Dieſer Unterricht iſt in den Mittelklaſſen nach dem kleinen, 
bei vorgeſchritteneren Jahrgängen — aber mit Auslaſſung der 
für die letzten Schuljahre zu reſervirenden Fragen — nach dem 
größeren Katechismus ſo zu ertheilen, daß die einzelnen Lehren, 
insbeſondere unter Bezugnahme auf bibliſche Geſchichten ſchon 
mehrſeitige Begründung finden. — Wöchentlich 2 bez. 1 Stunde. 

Bei dem Unterrichte in den Oberklaſſen, welchem die tie⸗ 
fere Begründung der Glaubens- und Sittenlehren zufällt, iſt 
ebenſowohl auf die Ausſprüche und Uebereinſtimmung der leh⸗ 
renden Kirche, wie auf nähere Erläuterung der einſchlagenden 
Bibelſtellen Bedacht zu nehmen. — Wöchentlich 2 Stunden. 

Auf allen Stufen ſind die erforderlichen Bibelſtellen ein⸗ 
zuprägen. 

Lehrkurſe zweijährig. 

c) Kirchengeſchichte. 
In den Oberklaſſen gelangt die Entwickelung der chriftli⸗ 
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Anzeigen. 


hang der einzelnen Ereigniſſe vornehmlich durch Vorführung be⸗ 
deutungsvoller Biographieen zur Darſtellung. — Wöchentlich 1 
bez. ½ Stunde. 

Lehrkurſus ein- oder zweijährig. 7 


In denjenigen Klaſſen mittlerer und höherer Volksſchulen, 
welche für das 9. und 10. Schuljahr beſtimmt ſind, hat ſich 
der Religionsunterricht beider Bekenntniſſe nach Geſchichte und 
Lehre in angemeſſener Weiſe theils zu erweitern, theils zu ver⸗ 
tiefen. 


Königreich Württemberg. 
Konſiſtorial⸗Erlaß, betreffend eine Vereinbarung mit dem König ⸗ 
reiche Preußen über die gegenſeitige Behandlung ſchulpflichtiger 

Kinder. Vom 20. Oktober 1876. 


Bezüglich der gegenſeitigen Behandlung ſchulpflichtiger Kin⸗ 


der iſt nach einer Mittheilung des K. Miniſteriums des Kirchen⸗ 
und Schulweſens am 16. Oktober von der K. preußiſchen Ne: 
gierung mit der dieſſeitigen Regierung eine Vereinbarung das 
hin getroffen worden, daß „die dem Königreiche Preußen an⸗ 
gehörenden Kinder, welche ſich im Königreiche Württemberg auf⸗ 
halten, und die dem Königreiche Württemberg angehörenden 
Kinder, welche ſich im Königreiche Preußen aufhalten, nach 


Maßgabe der im Lande des Aufenthaltes beſtehenden Geſetze 


wie Inländer zum Beſuche der Schule herangezogen werden 
ſollen, daß dieſe Nöthigung zum Beſuche der Schule nicht nur 
auf die eigentliche Elementarſchule (Volksſchule), ſondern, wo 
daneben eine ſogenannte Sonntags- oder Fortbildungsſchule 
mit obligatoriſchem Charakter beſteht, auch auf dieſe ſich er⸗ 
ſtrecke, daß jedoch Kinder, welche ſich durch ein Zeugniß der zu⸗ 
ſtändigen heimiſchen Schulbehörde darüber ausweiſen, daß ſie 
der Schulpflicht, wie ſie nach der Geſetzgebung ihrer Heimath 


normirt iſt, vollſtändig Genüge geleiſtet haben, vom ferneren 
Schulbeſuche zu entbinden ſeien, auch wenn das am Orte ihres 
Aufenthaltes geltende Geſetz eine größere Ausdehnung des ob: 


ligatoriſchen Unterrichtes vorſchreibt.“ 

Indem dies zur Kenntniß der gemeinſchaftlichen Oberäm⸗ 
ter gebracht wird, wird noch beigefügt, daß, während in Würt⸗ 
temberg die Zeugniſſe über die Erfüllung der Schulpflicht von 


den Ortsſchulbehörden auszuſtellen ſind, dagegen nach einer 


Mittheilung der jenſeitigen Regierung in Preußen die Ausſtel⸗ 
lung der Zeugniſſe von dem Lehrer und dem Lokalſchulinſpek— 
tor oder dem Vorſitzenden des Schulvorſtandes gemeinſchaftlich 
zu geſchehen hat. Die gemeinſchaftlichen Oberämter werden an: 
gewieſen, für die Handhabung der wegen der Werk- und Sonn⸗ 
tagsſchulpflicht dieſſeits heſtehenden Vorſchriften in Beziehung 
auf die in Württemberg ſich aufhaltenden Kinder von Angebö- 
rigen des K. preußiſchen Geſammtgebietes, abgeſehen von der 
eine größere Ausdehnung des obligatoriſchen Unterrichtes be- 
treffenden Ausnahmebeſtimmung, ebenſo Sorge zu tragen, wie 
dies hinſichklich der Kinder der dieſſeitigen Staatsangehörige 
angeordnet iſt. 
Stuttgart, den 20. Oktober 1876. 
Für den Präſidenten: 


F Kapff. 
No. 14694. off 


— 


Die „Deutſche Schulzeitung“, 
Ceutral⸗Organ für ganz Deutſchland, herausgegeben von 
Fr. Eduard Keller, 
enthält in Nr. 2: Amtliches. Leitartikel: Die Geſundheitspflege in 
der Volksſchule. Das heimgegangene Seminar zu Düſſelthal. Korrespon⸗ 
denzen: Berlin (Bildniß des Miniſters. Höhere Mädchenſchulen. Rektorats⸗ 
ſchulen); Stettin (Verbeſſerung der Gehälter); Aus Oberſchleſten (Verfügung 
in Betreff der Leſebücher in Simultanſchulen); Stendal (Gehaltsverhältniſſe); 
Kiel (Schulzeugniſſe und Zenſuren); Itzehoe (Kreistagsbeihlüffe); Hannover 
(Ende des Hauptſeminars); Hagen (Lehrerkonferenz); Riegelsberg im Kr. Saar- 
brücken (Lehrerkonferenz); Leipzig (Erhöhung der Schulgelder); Orebro in 
Schweden (Taubſtummenlehrer Verſammlung); New⸗Hork (Trennung der Ges 
ſchlechter. Lehrergehälter. Weltausſtellung). Berliner Nachrichten. Ver⸗ 
miſchtes: Potsdam. Die Entſtehung des Sternenbanners der Vereinigten 
Staaten von Nordamerika. Todtenſchau. Bitte an Lehrer und Lehrer⸗ 
freunde um Beiträge zur Errichtung eines Grabdenkmals für Franz Kühn. 
Vakaute Lehrerſtellen. Die Beilage (Anzeiger für die pädagogiſche 
Literatur) enthält folgende Rezenſionen: Anleitung zur Bearbeitung des In⸗ 
haltes deutſcher Abhandlungen für höh. Lehranſtalten von G. Friedrich. 
Hundert Paragraphen aus der Rhetorik und Poetik mit literarhiſtoriſchen No⸗ 
tizen und einer Ueberſicht der deutſchen Literaturgeſchichte ſeit Luther für Semi⸗ 
narien und andere höh. Lehranſtalten von Dr. Fr. Joach. Günther. Theo⸗ 
retiſch-praktiſcher Lehrgang der engl. Sprache mit genügender Bezeichnung der 
Ausſprache für höh. Schulen von C. Deutſchbein. A complete schoolgram- N 
mar of the English language, second edition, revised and improved von 
Dr. Degenhardt. Dentſche Geſchichte für Schulen und zum Selbſtunter⸗ 
richte von C. A. Bonath, umgearbeitet von Dr. O. Henke. Die Weltge⸗ 
ſchichte in Ueberſichten und Schilderungen der wichtigſten Begebenheiten vom 
Wiener Kongreß bis zur Wiederherſtellung des deutſchen Kaiſerreiches von Prof. 
Friedr. Körner. P. A Liebler's deutſche Geſchichte für Schulen, ſowie Be 
Selbſtunterrichte von Dr. Tſt. Creizenach. Ueberſicht der neueſten Welter⸗ 
eigniſſe vom Frieden zu Wien bis zur Aufrichtung des deutſchen Kaiſerthums 
von Dr. K. A. Weidemann. Deutſchlands große Kaiſerzeit. Lebensbilder 
der deutſchen Kaiſer von Wilh. Girſchner. Hilfsbüchlein für den Unterricht 
in der Geographie. In Frageform bearbeitet von C. Walter. Adami-Ki⸗ 
perts Schulatlas in 27 Karten von Heinr. Kiepert. Atlas antiquus von 
Heinr. Kiepert. Hiſtoriſcher Atlas von C. Wolff. Elemente der Kartho- 
graphie. Ein geographiſches Lehrmittel für Bürger- und Mittelſchulen von Dr. 
C. F. Baur. Elementar⸗Schulatlas von Flemming. Volksſchulatlas über 
alle Theile der Erde von A. Mueller. Schulwandkarte der Prov. Schleſien 
von Theod. Schade und F. Handtke. Kleiner Schulatlas über alle Theile 
der Erde von A. Mueller. Wandkarte zur Entwickelungsgeſchichte des Bran⸗ 
denburg⸗Preußiſchen Staates. Nach dem Entwurf zweier Lehrer bearbeitet, 
herausgegeben von R. v. Rappard. Wandkarte des Deutſchen Reiches mit 
Rückſicht auf die angrenzenden Länder von G. A. St. Dewald. Wandkarte 
der öſtlichen Halbkugel von E. Leeder. Wandkarte der weſtlichen Halbkugel 
von E. Leeder. Lehrbuch der ebenen Trigonometrie mit zahlreichen Beiſpielen 
und Uebungsaufgaben von W. Adam. Exempelbuch für den Unterricht im 
Rechnen von A. Reffelt. Der Rechenunterricht in der Volksſchule von Wilh. 
Schmidt. Liederbuch für höh. Schuken. Siebzig Chorlieder für gemiſchte 
Stimmen, ausgewählt und bearbeitet von Rud. Magnus. Harmonielehre. 
In ſyſtematiſcher, gedrängter Darſtellung nach den Forderungen der Allg. Be- 
ſtimmungen vom 15. Oktober 1872 für Seminarien und Muſikinſtitute von 
W. Schulze. 
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Durch alle Buchhandlungen zu beziehen: 


Pr. Bduard Keller, | 


Geſchichte des Preuß. Volksſchulweſens. 
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